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BEKANNTMACHUNGEN

Öffentliche Auslegung  
zur Beteiligung der Abgabenpflichtigen 

zum abweichenden Wirtschaftsplan  
im 2. BID-Jahr des Innovationsbereichs 

Quartier Gänsemarkt III

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen hat bei 
der Prüfung des oben genannten Wirtschaftsplans festge-
stellt, dass dieser nicht nur unerheblich von den Vorgaben 
des mit der Antragstellung bekannt gemachten Maßnah-
men- und Finanzierungskonzepts abweicht und legt gemäß 
§ 7 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes zur Stärkung von Stand

orten durch private Initiativen vom 8. März 2022 
(HmbGVBl. S. 169), zuletzt geändert am 5. März 2025 
(HmbGVBl. S. 268), den Wirtschaftsplan der Otto Wulff 
Placemaking GmbH als Aufgabenträgerin öffentlich aus:

Der abweichende Wirtschaftsplan (einschließlich erläu-
ternder Unterlagen) wird in der Zeit vom 1. Dezember 2025 
bis einschließlich 14. Januar 2026 bei der Behörde für Stadt
entwicklung und Wohnen, Neuenfelder Straße 19, 21109 
Hamburg, im Raum E.01.274, öffentlich ausgelegt und kann 
dort an den Werktagen (außer sonnabends, an Feiertagen, 
am 24. Dezember, 29. Dezember, 30. Dezember, 31. Dezem-
ber 2025 und 2. Januar 2026) während der Dienststunden 
eingesehen werden. Die Verlängerung des Zeitraums 
berücksichtigt die Feiertage und die eingeschränkte Zu
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gänglichkeit des Dienstgebäudes während der Weihnachts-
brückentage.

Die Eigentümerinnen und Eigentümer bzw. die Erbbau-
berechtigten der im Innovationsbereich belegenen Grund-
stücke haben während der Auslegungszeit das Recht zu 
erklären, dass sie dem abweichenden Wirtschaftsplan für 
das 2. BID-Jahr nicht zustimmen. Erklären die Abgaben-
pflichtigen von mehr als 33 Prozent der im Bereich des 
Innovationsbereichs belegenen Grundstücke oder Grund-
stücksteile oder von solchen Grundstücken oder Grund-
stücksteilen, die sich auf mehr als 33 Prozent der Gesamt-
grundstücksfläche erstrecken, ihre Nichtzustimmung, ist 
der abweichende Wirtschaftsplan von der Aufsichtsbehörde 
abzulehnen. Während der Auslegungszeit können neben 
dieser Nichtzustimmung auch Stellungnahmen zu dem 
Wirtschaftsplan vorgebracht werden.

Nichtzustimmungserklärungen und Anregungen sind 
zu richten an:
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
Amt für Landesplanung und Stadtentwicklung 
BID-Beauftragte 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, 
E-Mail: bid@bsw.hamburg.de.

Auskünfte werden unter der Telefonnummer 
040 / 4 28 40 - 22 55 erteilt.

Hamburg, den 21. November 2025

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen
Amtl. Anz. S. 2161

Erlass der Verwaltungsvorschrift 
Technische Baubestimmungen (VV TB)
Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen erlässt 

die Technischen Baubestimmungen als technische Verwal-
tungsvorschriften gemäß § 81a Absatz 5 der Hamburgischen 
Bauordnung.
http://www.hamburg.de/go/190622

Die Regelungen der Muster-Verwaltungsvorschrift 
Technische Baubestimmungen (VV TB) gelten in Hamburg 
mit wenigen Abweichungen. Diese Abweichungen werden 
zusammengefasst und der Muster-VV TB als Deckblätter 
vorangestellt.

Zunächst werden die Paragraphen der Musterbauord-
nung und ihre Entsprechungen in der Hamburgischen 
Bauordnung tabellarisch einander gegenübergestellt. Diese 
Tabelle gilt für die gesamte Muster-VV TB.

Die inhaltlichen Abweichungen sind nach den Kapiteln, 
Punkten und Anhängen der VV TB sortiert. Als Abwei-
chungen finden sich Ergänzungen sowie Streichungen und 
Änderungen. In Hamburg nicht gültige Teile der Mus-
ter-VV TB sind im Deckblatt durchgestrichen dargestellt. 
Ergänzungen oder Änderungen sind als normaler Text 
geschrieben.

Im Deckblatt nicht erwähnte Regelungen der Muster- 
VV TB werden ohne inhaltliche Änderungen in Hamburg 
übernommen.

Auf die einzelnen Abweichungen wird jeweils ein 
Hinweis am Textrand der jeweils betroffenen Regelung der 
Muster-VV TB gegeben.

Hamburg, den 21. November 2025

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen
Amtl. Anz. S. 2162

Bekanntgabe des Ergebnisses einer 
allgemeinen Vorprüfung zur Feststellung, 
ob eine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht
Die Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrar-

wirtschaft (Vorhabenträgerin), vertreten durch den Landes-
betrieb Straßen, Brücken und Gewässer, hat bei der Plan-
feststellungsbehörde der Behörde für Wirtschaft, Arbeit 
und Innovation für das Vorhaben „Schöpfwerk Zollenspie-
ker“ eine Plangenehmigung gemäß § 68 Absatz 2 des Was-
serhaushaltsgesetzes (WHG) beantragt. Da das beantragte 
Vorhaben einen Gewässerausbau gemäß §§ 67, 68 WHG 
zum Gegenstand hat, war gemäß § 7 Absatz 1 in Verbindung 
mit Nummer  13.18.1 der Anlage 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) eine allgemeine 
Vorprüfung durchzuführen.

Das Vorhaben hat nach Einschätzung der Planfeststel-
lungsbehörde auf Grund überschlägiger Prüfung unter 
Berücksichtigung der gesetzlichen Kriterien nach Anlage 3 
zum UVPG keine erheblichen nachteiligen Umwelt
auswirkungen, die nach § 25 Absatz 2 UVPG zu berücksich-
tigen wären, weshalb von der Durchführung einer Umwelt
verträglichkeitsprüfung abgesehen wird. Die Einschätzung 
basiert auf folgenden wesentlichen Gründen:

Gegenstand des Vorhabens ist die Errichtung des 
Schöpfwerks Zollenspieker, welches als Teil des Gesamt-
konzepts zur Verbesserung des Binnenhochwasserschutzes 
für die Vier- und Marschlande bei gleichzeitigem Auftreten 
von Kettentiden in der Elbe und in den Binnengewässern 
das Binnenland durch Entwässerung in die Elbe entlasten 
kann. Das Schöpfwerk soll am Zollenspieker Hauptdeich 
etwa bei Deichkilometer 10,900 errichtet werden. Hierfür 
ist eine Gewässerverbindung zwischen dem Schöpfwerk 
und dem vorhandenen Grabensystem erforderlich. Im 
Wesentlichen handelt es sich um folgende Teil
baumaßnahmen:

–	 Neubau des Schöpfwerks Zollenspieker inklusive Deich-
kreuzung und Auslaufbauwerk,

–	 Neubau des Zulaufgewässers zum Schöpfwerk auf einer 
Strecke von rund 500 m,

–	 Herstellung eines Straßendurchlasses im Zuge des 
Gewässerausbaus,

–	 Neubau eines Auslaufgewässers im Deichvorland zum 
Anschluss an einen Priel.

Für das Schutzgut Mensch und insbesondere die 
menschliche Gesundheit ergeben sich keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen. Die bauliche Umset-
zung des Vorhabens führt nicht zu Überschreitungen der 
einschlägigen Immissionsrichtwerte der AVV Baulärm. Die 
Bauarbeiten werden zudem ausschließlich tagsüber und an 
Werktagen durchgeführt. Die vorgesehenen Spundwände 
am Schöpfwerk sowie am Auslaufbauwerk werden zur 
Reduzierung der Lärmbelastung nicht gerammt, sondern 
einvibriert.

Es liegen auch keine erheblichen nachteiligen Umwelt
auswirkungen auf die Schutzgüter Pflanzen, Tiere und bio-
logische Vielfalt vor. Zwar kommt es zur Inanspruchnahme 
von unter Biotopschutz stehendem Feldgehölz im Bereich 
des Kirchwerder Marschbahndamms. Die Verluste sind im 
Verhältnis jedoch eher kleinflächig und das Biotop wird in 
seiner grundlegenden Funktion nicht beeinträchtigt. 
Außerdem wird ein Teil der vorhandenen Pionierwaldflä-
che in Wasserfläche umgewandelt. Der umzuwandelnde 
Anteil dieser Fläche ist mit etwa 6 % jedoch gering. Auf 
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Grund der Vorbelastung infolge der landwirtschaftlichen 
Nutzung, der Deichunterhaltung, des Straßenverkehrs auf 
dem Zollenspieker Hauptdeich und der angrenzenden Sied-
lungsflächen besteht im Vorhabensbereich nur ein einge-
schränktes Lebensraumpotenzial. Die vorkommenden 
Arten sind hier an anthropogene Störungen gewöhnt. Dar-
über hinaus werden für die relevanten Tier- und Pflanzen-
arten umfangreiche Vermeidungs- und Verminderungs-
maßnahmen durchgeführt.

Auch hinsichtlich der Schutzgüter Fläche und Boden 
können erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen aus-
geschlossen werden. Beim Aushubmaterial handelt es sich 
um stark anthropogen beeinflusste Böden, die nicht als 
schutzwürdig gelten. Belasteter Bodenaushub wird fachge-
recht entsorgt. Die Flächenversiegelung beschränkt sich auf 
den Bereich des Schöpfwerksgebäudes.

Es sind auch keine erheblichen nachteiligen Umwelt
auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu besorgen. Durch 
das Vorhaben kommt es zu einer Neuanlage bzw. Aufwei-
tung von Oberflächengewässern. Mögliche Wassertrübun-
gen während der Bauarbeiten sind räumlich und zeitlich 
eng begrenzt, chemische Veränderungen der Wassereigen-
schaften sind nicht zu besorgen. Der nördliche Bereich des 
neuen Zulaufgewässers und der geplante Mahlbusen rei-
chen mit ihrer Gewässersohle in den oberen Grundwasser-
leiter hinein. Diese Gewässerabschnitte werden daher zum 
Schutz des Grundwassers mit einer entsprechenden Kleiab-
deckung versehen.

Für die Schutzgüter Klima und Luft ergeben sich keine 
erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen. Bauseitige 
Belastungen ergeben sich lediglich durch Emissionen von 
Baumaschinen und Bauverkehr. Die zu beseitigenden 
Gehölzstrukturen haben nur eine geringe Bedeutung für 
den klimatischen und lufthygienischen Ausgleich. Darüber 
hinaus werden neue Wasserflächen angelegt, die lokale 
Wärmeinseleffekte abmildern, sodass es zu keiner wesentli-
chen Veränderung der kleinklimatischen Situation kommt.

Für die übrigen Schutzgüter des § 2 Absatz  1 UVPG 
ergeben sich keine erheblichen nachteiligen Umwelt
auswirkungen.

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Absatz 3 Satz 1 UVPG 
nicht selbständig anfechtbar.

Hamburg, den 13. November 2025

Die Behörde für Wirtschaft, Arbeit und Innovation
Amtl. Anz. S. 2162

Bekanntgabe der Feststellung  
hinsichtlich einer UVP-Pflicht  

gemäß § 5 Absatz 2 UVPG
Die Firma Aurubis AG hat mit Schreiben vom 26. Sep-

tember 2025 bei der Behörde für Umwelt, Klima, Energie 
und Agrarwirtschaft – Immissionsschutz und Abfallwirt-
schaft – eine Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes für die Änderung einer Anlage zur Her-
stellung von Nichteisenrohmetallen aus Erzen, Konzentra-
ten oder sekundären Rohstoffen durch metallurgische, che-
mische oder elektrolytische Verfahren (Ziffer 3.3 des 
Anhangs 1 zur 4. BImSchV) auf dem Betriebsgrundstück 
Hovestraße 50 beantragt.

Gemäß § 5 Absatz  1 des Gesetzes über die Umwelt
verträglichkeitsprüfung (UVPG) wurde auf Grundlage der 
Angaben des Vorhabenträgers sowie eigener Informationen 
geprüft, ob nach den §§ 6 bis 14 UVPG für das Vorhaben 

eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht.

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 9 
UVPG in Verbindung mit §§ 7 und 5 UVPG hat nach über-
schlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der einschlägi-
gen Kriterien nach Anlage 3 UVPG ergeben, dass durch das 
beantragte Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen auf die in § 2 Absatz 1 UVPG genann-
ten Schutzgüter hervorgerufen werden können, sodass die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
erforderlich ist.

Die wesentlichen Gründe für diese Entscheidung sind 
im UVP-Portal unter www.uvp-verbund.de/hh dargelegt.

Hamburg, den 21. November 2025

Die Behörde für Umwelt, Klima, Energie  
und Agrarwirtschaft

– Immissionsschutz und Abfallwirtschaft –
Amtl. Anz. S. 2163

Beabsichtigung einer Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek  

– Saseler Damm –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) mit Änderungen wird die im Bezirk 
Wandsbek, Gemarkung Poppenbüttel, Ortsteil 519, bele-
gene Verbreiterungsfläche Saseler Damm (Flurstück 4440 
[35 m²]), Höhe Haus Nummer 21 liegend, mit sofortiger 
Wirkung dem allgemeinen Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wege-
fläche liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein-
sicht für jedermann öffentlich aus. Während dieser Zeit 
können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte Maß-
nahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder zu 
Protokoll des Managements des öffentlichen Raumes des 
Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 6. November 2025

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2163

Ungültigerklärung eines Dienstausweises
Der Dienstausweis Nummer 500680 vom 15. März 2024, 

ausgestellt auf Herrn Roger Mindermann, W/JA 1-ASD 1, 
wird mit sofortiger Wirkung für ungültig erklärt.

Hamburg, den 7. November 2025

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2163
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Beteiligung der Öffentlichkeit  
zum Entwurf der 2. Änderung  

des Bebauungsplans Alsterdorf 8  
gemäß § 3 Absatz 2 BauGB

Das Bezirksamt Hamburg-Nord hat beschlossen, für 
folgenden Bebauungsplan-Entwurf die Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Absatz  2 des Baugesetzbuchs 
(BauGB) in der Fassung vom 3. November 2017 (BGBl.  I 
S. 3635), zuletzt geändert am 27. Oktober 2025 (BGBl. I Nr. 
257 S. 1), durchzuführen:

2. Änderung des Bebauungsplans Alsterdorf 8

Das Plangebiet des geltenden Bebauungsplans Alster-
dorf 8 liegt im Bezirk Hamburg-Nord, Stadtteil Alsterdorf, 
und wird wie folgt begrenzt: Rathenaustraße – Traute-
Lafrenz-Straße – Bahnanlagen der U- und Fernbahn – Carl-
Cohn-Straße – Alsterdorfer Damm (Bezirk Hamburg-Nord, 
Ortsteil 407).

Das Gebiet der Änderung betrifft die im Plangebiet des 
geltenden Bebauungsplans Alsterdorf 8 festgesetzten 
Gewerbegebiete nördlich und südlich der Alsterdorfer 
Straße (Teilbereiche 1 und 2).

Der Teilbereich 1 (Nord) umfasst die Flurstücke 320, 
1507, 1689, 1690, 344, 1631, 1619, 1620, 1621, 1622, 251, 
1757, 1758, 250, 225, 256, 44, 1508, 20, 40, 337 der Gemar-
kung Alsterdorf.

Der Teilbereich 2 (Süd) umfasst die Flurstücke 226, 229, 
230, 197, 193, 199, 232, 253, 233, 1466 und 236 der Gemar-
kung Alsterdorf.

Die 2. Änderung des Bebauungsplans Alsterdorf 8 
schafft die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Siche-
rung und Stärkung des Gewerbegebiets „Alsterdorfer 
Straße“ durch den Ausschluss von Beherbergungsstätten 
und die Beschränkung von betriebsunabhängigen Lager-
häusern. Dadurch sollen die als Gewerbegebiet festgesetz-
ten Flächen für produzierendes, verarbeitendes und dienst-
leistendes Gewerbe sowie handwerkliche Nutzungen lang-
fristig verfügbar bleiben und vor Verdrängung geschützt 
werden.

Für die 2. Änderung des Bebauungsplans Alsterdorf 8 
wird das vereinfachte Verfahren nach § 13 BauGB angewen-
det. Gemäß § 13 Absatz 3 Satz 2 BauGB erfolgt der Hinweis, 

dass von einer Umweltprüfung nach § 2 Absatz  4 BauGB 
abgesehen wird; zudem wird von einem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 4 
BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen ver-
fügbar sind, sowie von der Zusammenfassenden Erklärung 
nach § 10a Absatz 1 BauGB abgesehen.

Zum Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplans Als-
terdorf 8 (Verordnung mit textlichen Festsetzungen und 
Anlage zur Verordnung) mit seiner Begründung sowie zu 
den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen und Informationen wird in der Zeit vom 
24. November 2025 bis einschließlich 9. Januar 2026 die 
Beteiligung der Öffentlichkeit durchgeführt. Die vorge-
nannten Unterlagen zur Planung werden in diesem Zeit-
raum im Internet auf den Seiten des kostenlosen Dienstes 
„Bauleitplanung online“ unter

https://bauleitplanung.hamburg.de

veröffentlicht. Nach Auswahl des betreffenden Planverfah-
rens finden Sie die Unterlagen dort im Bereich „Planunter
lagen“.

Zusätzlich werden die Planunterlagen sowie die wesent-
lichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellung-
nahmen und Informationen während der Dauer der oben 
genannten Beteiligungsfrist an Werktagen (außer sonn-
abends) montags bis donnerstags jeweils zwischen 8.00 Uhr 
und 18.00 Uhr sowie freitags jeweils zwischen 8.00 Uhr und 
16.00 Uhr an folgendem Ort öffentlich ausgelegt:

Bezirksamt Hamburg-Nord, Foyer, Kümmellstraße 7, 
20249 Hamburg.

Während der Dauer der oben genannten Beteiligungs-
frist können Stellungnahmen zum Bebauungsplan-Entwurf 
abgegeben werden.

Die Stellungnahmen sollen elektronisch (online) über-
mittelt werden über „Bauleitplanung online“ unter https://
bauleitplanung.hamburg.de. Die Abgabe von Stellungnah-
men ist auch per E-Mail an stadt-undlandschaftsplanung@
hamburg-nord.hamburg.de sowie bei der oben genannten 
Dienststelle schriftlich oder zur Niederschrift möglich.

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 
unter den Voraussetzungen von § 4a Absatz 5 BauGB bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksich-
tigt bleiben.

Für Auskünfte und Beratungen zur Planung stehen die 
zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Facham-
tes Stadt- und Landschaftsplanung unter der Telefonnum-
mer 040/4 28 04 - 60 20 oder 040/4 28 04 - 60 25 oder per 
E-Mail unter stadt-undlandschaftsplanung@hamburg- 
nord.hamburg.de zur Verfügung.

Hinweise zum Umgang mit Ihren personenbezogenen 
Daten entnehmen Sie bitte der Datenschutzerklärung des 
Fachamtes Stadt- und Landschaftsplanung, die im Internet 
unter https://www.hamburg.de/hamburg-nord/datenschutz-
erklaerungen hinterlegt ist.

Hamburg, den 14. November 2025

Das Bezirksamt Hamburg-Nord

Amtl. Anz. S. 2164
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Beteiligung der Öffentlichkeit  
zum Entwurf des Bebauungsplans zur 
Wohnraumversorgung Eppendorf 3 

„Goernestraße“ gemäß § 3 Absatz 2 BauGB
Das Bezirksamt Hamburg-Nord hat beschlossen, für 

folgenden Bebauungsplan-Entwurf die Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Absatz  2 des Baugesetzbuchs 
(BauGB) in der Fassung vom 3. November 2017 (BGBl.  I 
S. 3635), zuletzt geändert am 27. Oktober 2025 (BGBl. I Nr. 
257 S. 1), durchzuführen:

Bebauungsplan zur Wohnraumversorgung Eppendorf 3 
„Goernestraße“

Das Plangebiet liegt im südöstlichen Bereich des Stadt-
teils Eppendorf im Bezirk Hamburg-Nord nördlich der 
Goernestraße und westlich der Knauerstraße. Das Plange-
biet umfasst die Flurstücke 525, 526, 547, 245, 528, 529 der 
Gemarkung Eppendorf (Bezirk Hamburg-Nord, Ortsteil 
404).

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan zur Wohn-
raumversorgung gemäß § 9 Absatz 2d BauGB aufgestellt.

Mit dem Bebauungsplan zur Wohnraumversorgung 
Eppendorf 3 sollen die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für eine maßvolle Nachverdichtung an der Ecke 
Goernestraße/Knauerstraße geschaffen werden. Ziel ist eine 
geschlossene und an die umliegenden Gebäude in Höhe 
und Dichte angepasste Bebauung unter dem Aspekt der 
Schaffung von zusätzlichem und bezahlbarem Wohnraum.

Der Bebauungsplan zur Wohnraumversorgung Eppen-
dorf 3 dient der Innenentwicklung im Sinne von § 13a 
Absatz 1 Nummer 1 BauGB und wird, da auch die übrigen 
gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, im beschleunigten 
Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach 
§ 2 Absatz 4 BauGB aufgestellt. Es erfolgt der Hinweis, dass 
von einem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe 
nach § 3 Absatz 2 Satz 4 BauGB, welche Arten umweltbezo-
gener Informationen verfügbar sind, sowie von der Zusam-
menfassenden Erklärung nach § 10a Absatz 1 BauGB abge-
sehen wird.

Zum Entwurf des Bebauungsplans zur Wohnraumver-
sorgung Eppendorf 3 (Verordnung mit textlichen Festset-
zungen, Planzeichnung) mit seiner Begründung sowie zu 
den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen und Informationen wird in der Zeit vom 
24. November 2025 bis einschließlich 9. Januar 2026 die 
Beteiligung der Öffentlichkeit durchgeführt. Die vorge-
nannten Unterlagen zur Planung werden in diesem Zeit-
raum im Internet auf den Seiten des kostenlosen Dienstes 
„Bauleitplanung online“ unter

https://bauleitplanung.hamburg.de

veröffentlicht. Nach Auswahl des betreffenden Planverfah-
rens finden Sie die Unterlagen dort im Bereich „Planunter
lagen“.

Zusätzlich werden die Planunterlagen sowie die wesent-
lichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellung-
nahmen und Informationen während der Dauer der oben 
genannten Beteiligungsfrist an Werktagen (außer sonn-
abends) montags bis donnerstags jeweils zwischen 8.00 Uhr 
und 18.00 Uhr sowie freitags jeweils zwischen 8.00 Uhr und 
16.00 Uhr an folgendem Ort öffentlich ausgelegt:

Bezirksamt Hamburg-Nord, Foyer, Kümmellstraße 7, 
20249 Hamburg.

Während der Dauer der oben genannten Beteiligungs-
frist können Stellungnahmen zum Bebauungsplan-Entwurf 
abgegeben werden.

Die Stellungnahmen sollen elektronisch (online) über-
mittelt werden über „Bauleitplanung online“ unter https://
bauleitplanung.hamburg.de. Die Abgabe von Stellungnah-
men ist auch per E-Mail an stadt-undlandschaftsplanung@
hamburg-nord.hamburg.de sowie bei der oben genannten 
Dienststelle schriftlich oder zur Niederschrift möglich.

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 
unter den Voraussetzungen von § 4a Absatz 5 BauGB bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksich-
tigt bleiben.

Für Auskünfte und Beratungen zur Planung stehen die 
zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Facham-
tes Stadt- und Landschaftsplanung unter den Telefonnum-
mern 040/4 28 04 - 6020 und 040/4 28 04 - 6025 oder per 
E-Mail unter stadt-undlandschaftsplanung@hamburg-
nord.hamburg.de zur Verfügung.

Hinweise zum Umgang mit Ihren personenbezogenen 
Daten entnehmen Sie bitte der Datenschutzerklärung des 
Fachamtes Stadt- und Landschaftsplanung, die im Internet 
unter https://www.hamburg.de/hamburg-nord/datenschutz-
erklaerungen hinterlegt ist.

Hamburg, den 14. November 2025

Das Bezirksamt Hamburg-Nord
Amtl. Anz. S. 2165

Beteiligung der Öffentlichkeit  
zum Entwurf der 2. Änderung  

des Bebauungsplans Alsterdorf 7  
gemäß § 3 Absatz 2 BauGB

Das Bezirksamt Hamburg-Nord hat beschlossen, für 
folgenden Bebauungsplan-Entwurf die Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Absatz  2 des Baugesetzbuchs 
(BauGB) in der Fassung vom 3. November 2017 (BGBl.  I 
S. 3635), zuletzt geändert am 27. Oktober 2025 (BGBl. I Nr. 
257 S. 1), durchzuführen:
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2. Änderung des Bebauungsplans Alsterdorf 7

Das Plangebiet des geltenden Bebauungsplans Alster-
dorf 7 liegt im Bezirk Hamburg-Nord, Stadtteil Alsterdorf, 
und wird wie folgt begrenzt: Alsterdorfer Straße – Carl-
Cohn-Straße – Südgrenze des Flurstücks 33 (Kleingärten) 
der Gemarkung Alsterdorf (Bezirk Hamburg-Nord, Ortsteil 
407).

Das Gebiet der Änderung betrifft das im Plangebiet des 
geltenden Bebauungsplans Alsterdorf 7 festgesetzte Gewer-
begebiet zwischen Alsterdorfer Straße und Bilser Straße. Es 
umfasst die Flurstücke 1525, 257, 1463, 316, 1479, 1529, 
2039, 263, 269, 623, 1612, 626, 1650, 1649, 288, 1686, 1530, 
1480, 1138, 1462, 1141 und 1526 der Gemarkung Alsterdorf.

Die 2. Änderung des Bebauungsplans Alsterdorf 7 
schafft die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Siche-
rung und Stärkung des Gewerbegebiets „Alsterdorfer 
Straße“ durch den Ausschluss von Beherbergungsstätten 
und die Beschränkung von betriebsunabhängigen Lager-
häusern. Dadurch sollen die als Gewerbegebiet festgesetz-
ten Flächen für produzierendes, verarbeitendes und dienst-
leistendes Gewerbe sowie handwerkliche Nutzungen lang-
fristig verfügbar bleiben und vor Verdrängung geschützt 
werden.

Für die 2. Änderung des Bebauungsplans Alsterdorf 7 
wird das vereinfachte Verfahren nach § 13 BauGB angewen-
det. Gemäß § 13 Absatz 3 Satz 2 BauGB erfolgt der Hinweis, 
dass von einer Umweltprüfung nach § 2 Absatz  4 BauGB 
abgesehen wird; zudem wird von einem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 4 
BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen ver-
fügbar sind, sowie von der Zusammenfassenden Erklärung 
nach § 10a Absatz 1 BauGB abgesehen.

Zum Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplans Als-
terdorf 7 (Verordnung mit textlichen Festsetzungen und 
Anlage zur Verordnung) mit seiner Begründung sowie zu 
den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen und Informationen wird in der Zeit vom 
24. November 2025 bis einschließlich 9. Januar 2026 die 
Beteiligung der Öffentlichkeit durchgeführt. Die vorge-
nannten Unterlagen zur Planung werden in diesem Zeit-
raum im Internet auf den Seiten des kostenlosen Dienstes 
„Bauleitplanung online“ unter

https://bauleitplanung.hamburg.de

veröffentlicht. Nach Auswahl des betreffenden Planverfah-
rens finden Sie die Unterlagen dort im Bereich „Planunter
lagen“.

Zusätzlich werden die Planunterlagen sowie die wesent-
lichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellung-
nahmen und Informationen während der Dauer der oben 
genannten Beteiligungsfrist an Werktagen (außer sonn-
abends) montags bis donnerstags jeweils zwischen 8.00 Uhr 
und 18.00 Uhr sowie freitags jeweils zwischen 8.00 Uhr und 
16.00 Uhr an folgendem Ort öffentlich ausgelegt:

Bezirksamt Hamburg-Nord, Foyer, Kümmellstraße 7, 
20249 Hamburg.

Während der Dauer der oben genannten Beteiligungs-
frist können Stellungnahmen zum Bebauungsplan-Entwurf 
abgegeben werden.

Die Stellungnahmen sollen elektronisch (online) über-
mittelt werden über „Bauleitplanung online“ unter https://
bauleitplanung.hamburg.de. Die Abgabe von Stellungnah-
men ist auch per E-Mail an stadt-undlandschaftsplanung@
hamburg-nord.hamburg.de sowie bei der oben genannten 
Dienststelle schriftlich oder zur Niederschrift möglich.

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 
unter den Voraussetzungen von § 4a Absatz 5 BauGB bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksich-
tigt bleiben.

Für Auskünfte und Beratungen zur Planung stehen die 
zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Facham-
tes Stadt- und Landschaftsplanung unter der Telefonnum-
mer 040/4 28 04 - 60 20 oder 040/428 04 - 60 25 oder per E-Mail 
unter stadt-undlandschaftsplanung@hamburg-nord.ham-
burg.de zur Verfügung.

Hinweise zum Umgang mit Ihren personenbezogenen 
Daten entnehmen Sie bitte der Datenschutzerklärung des 
Fachamtes Stadt- und Landschaftsplanung, die im Internet 
unter https://www.hamburg.de/hamburg-nord/datenschutz-
erklaerungen hinterlegt ist.

Hamburg, den 14. November 2025

Das Bezirksamt Hamburg-Nord
Amtl. Anz. S. 2165

Beschluss zur Aufhebung  
des Aufstellungsbeschlusses zu einer 

städtebaulichen Erhaltungsverordnung  
für den Bereich zwischen Wentorfer Straße 

und Holtenklinker Straße (Gojenberg)
Das Bezirksamt Bergedorf beschließt nach § 2 Absatz 1 

des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 3. November 2017 
(BGBl.  I S.  3635), zuletzt geändert am 12.  August 2025 
(BGBl. I Nr. 189 S. 1, 9), den Aufstellungsbeschluss B 04/23 
vom 14. Dezember 2023 (Amtl. Anz. Nr. 4 S. 46) zu einer 
städtebaulichen Erhaltungsverordnung für den Bereich 
zwischen Wentorfer Straße und Holtenklinker Straße 
(Gojenberg) aufzuheben.

Das Plangebiet liegt im Stadtteil Bergedorf (Ortsteil 603, 
Bezirk Bergedorf) und wird wie folgt begrenzt: Südgrenze 
der bestehenden Erhaltungsverordnung für das Bergedorfer 
Villengebiet – Landesgrenze zu Schleswig-Holstein – Glin-
dersweg – Justus-Brinckmann-Straße – Nordgrenze der 
Flurstücke 3765, 3766, 3767, 3768, 3769, 3770 (August-
Bebel-Straße 157, 159, 161, 163, 165 und 167) – Ostgrenze 
des Flurstücks 3770 (August-Bebel-Straße 167) –  August-
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Bebel-Straße – An der Sternwarte – Hermann-Löns-Höhe 
– Südgrenze der Flurstücke 6963 und 6964 (Justus-Brinck-
mann-Straße 4 und 2) – Westgrenze der Flurstücke 6931, 
6932, 6933 und 6906 (Justus-Brinckmann-Straße 7, 5 und 3 
und Gojenbergsweg 32) – Gojenbergsweg – Westgrenze des 
Flurstücks 1446 (Gojenbergsweg 27, 27a und 27b) – Nord-
grenze der Flurstücke 7561 (Gojenbergsweg 15 und 17), 
4311 (Gojenbergsweg 11) und 4473 (Gojenbergsweg 9) – 
Westgrenze des Flurstücks 4473 (Gojenbergsweg 9) – Nord
ostgrenze des Flurstücks 6812 (Gojenbergsweg 12) – West-
grenze des Flurstücks 1826 (Gojenbergsweg 14) – Süd- bzw. 
Südwestgrenze der Flurstücke 2046, 2047 und 1585 (Kirch-
hofsweg 6, 4a, 4, 2a, 2) – Kirchhofsweg – Holtenklinker 
Straße – Westgrenze des Flurstücks 1002 (Holtenklinker 
Straße 3, 3a und 3b) – Nordgrenze des Flurstücks 1002 
(Holtenklinker Straße 3, 3a und 3b) – Westgrenze des Flur-
stücks 998 – Nordgrenze der Flurstücke 998, 1005, 1007, 
1009, 2054 in Verlängerung bis zur Nordgrenze der Flur
stücke 1127 und 1128 (August-Bebel-Straße 23, 25 und 27) 
und bis zur Nordgrenze der Flurstücke 1129 und 2443 – 
Möllers Kamp.

Hamburg, den 12. November 2025

Das Bezirksamt Bergedorf
Amtl. Anz. S. 2166
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Öffentliche Ausschreibung

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:
Behörde für Justiz und Verbraucherschutz
Suhrenkamp 100
22335 Hamburg
Deutschland
+49 40428001429
+49 40427943264
ausschreibungen@justiz.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):
Öffentliche Ausschreibung [UVgO]  

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt
5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 

Leistungserbringung:
Betrieb bis zu vierer forensischer und forensisch- 
psychiatrischer Visiten
Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) – Behörde 
für Justiz und Verbraucherschutz beabsichtigt im Auf-
trag der Behörde für Gesundheit, Soziales und Integra-
tion (Sozialbehörde), Amt für Gesundheit als Auftrag-
geber (AG) den Abschluss eines Vertrages über den 
Betrieb bis zu -vierer forensisch-psychiatrischer Statio-
nen zur Unterbringung und Versorgung nach §126a 
StPO einstweilig Untergebrachter in den Räumen der 
Untersuchungshaftanstalt Hamburg (Holstenglacis 3 
in 20355 Hamburg).
Darüber hinaus soll ein Dienstleistungsrahmenvertrag 
zu im Bedarfsfall zu leistenden psychiatrischen Visiten 
für einstweilig nach § 126a Strafprozessordnung in 
Amtshilfe in den Hafträumen der UHA untergebrachte 
Personen abgeschlossen werden.
Als Auftragnehmer kommen Betreiber klinischer 
Akutpsychiatrien sowie ambulante Anbieter psychia
trischer Versorgungsleistungen mit forensischer Vor
erfahrung in Betracht.
Ort der Leistungserbringung:�  
22335 Hamburg

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung  
(§ 22 UVgO): 
Losweise Ausschreibung: Ja
Angebote können abgegeben werden für: Bieter kann 
für ein oder mehrere Lose anbieten
Los-Nr. 1 Losname LOS 1: Aufgabendefinition zum 
Stationsbetrieb
Beschreibung • Betrieb bis zu vierer Stationen im Zen-
tralkrankenhaus (ZKH) der Untersuchungshaftanstalt) 
UHA, Holstenglacis 3 in Hamburg) mit insgesamt 40 
Betten,
–	 Vollzug der Unterbringung gemäß § 126a StPO im 

eigenen Namen für die FHH in den hierfür 
bestimmten forensisch-psychiatrischen Abteilun-
gen,

–	 forensisch-psychiatrische Behandlung der einst
weilig in der UHA untergebrachten Patient: innen 
(§ 126a StPO),

–	 Vorhaltung des erforderlichen therapeutischen, 
pflegerischen und sonstigen Personals,

–	 anlassbezogene Krisenintervention (z.B. bei akuter 
Eigen-/Fremdgefährdung, Suizidalität),

–	 bedarfsbezogene Übernahme pflegerischer Aufga-
ben (z.B. Depotabgaben, Blutabnahmen),

–	 Übernahme von Verwaltungstätigkeit z.B. Unter-
stützung bei der Antragsstellung, Stellungnahmen 
und Verlaufsberichte

–	 Bereitschaft zur Zusammenarbeit und zum Aus-
tausch mit den Mitarbeitenden der UHA u.a. im 
Rahmen von Absprachen hausinterner Verlegungen 
(u.a. Leitung, Verwaltung, ärztliche und pflegeri-
sche Personal, Vollzugsbeamt: innen in den jeweili-
gen Haftabteilungen),

–	 einzelfallbezogene Zusammenarbeit mit dem medi-
zinischen Dienst der UHA (Anordnung und Ver-
gabe der Medikation) und des Zentralkrankenhau-
ses (ZKH) (ggf. Abklärung somatischer Bedarfe),

–	 falls erforderlich Beratung der UHA/des Vollzugs-
dienstes im Umgang mit dieser Patientengruppe,

–	 ordnungsgemäße Dokumentation der Behandlung 
im elektronischen Basis-Web (Fachprogramm der 
Justiz) oder, sofern noch nicht elektronisch erfasst, 
in der konventionellen Papier-Patienten-Akte,

–	 Unterstützung i. Zshg. mit dem Belegungsmanage-
ment durch gemeinsame, kriterienbasierte Auswahl 
von Patient: innen hinsichtlich ihrer Eignung für 
alternative Unterbringungssettings (inkl. Verlegung 
Forensischen Kliniken, um eine maximal mögliche 
Verlegungsanzahl in psychiatrische Einrichtungen 
zu realisieren

–	 Quartalsweise Zusendung von Kennzahlen (Zahl 
der Untergebrachten, Zahl der Belegungstage, 
besetzte Personalstellen, Zahl und Art angewandter 
Zwangsmaßnahmen),

–	 Eigenständige fallbezogene Zusammenarbeit mit 
der Einrichtung des Maßregelvollzugs und den 
Akutpsychiatrien,

–	 Begleitung von Aus- und Vorführungen

Los-Nr. 2 Losname LOS 2: Aufgabendefinition zu den 
Visiten

Beschreibung • forensisch-psychiatrische Behandlung 
der einstweilig in der UHA in Amtshilfe untergebrach-
ten Patient: innen (§ 126a StPO)

–	 Visiten einschl. der Aufnahme, Anamnese, Dia
gnostik und medikamentösen Behandlung der 
Patientengruppe, nach eigenverantwortlicher Ent-
scheidung des Auftragnehmers (AN) im Zeitraum 
zwischen 8 und 18 Uhr an jedem der vereinbarten 
Arbeitstage

–	 anlassbezogene Krisenintervention nach Einschät-
zung der Ärzt:innen/Mitarbeiter: innen der AN 
(z.B. bei akuter Eigen-/Fremdgefährdung, Suizidali-
tät)

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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–	 wechselseitige Information mit den für die Versor-
gung der Patient: innen eingesetzten Psychologi-
schen Psychotherapeuten und Sozialpädagogen

–	 Übernahme pflegerischer Aufgaben (z.B. Depot
gaben, Blutabnahmen) entsprechend des von 
Ärzt:innen der AN gesehenen Bedarfs

–	 Information der Sozialbehörde über einzelne, für 
die Durchführung der Unterbringung wichtige 
Umstände, z.B. Neuaufnahmen, Rechtskraft von 
Urteilen, Entlassungen, soweit diese den Mitarbei-
ter: innen des AN bekannt werden

–	 eigenverantwortliche behandlungsrelevante Ab
sprachen mit den Mitarbeitenden der UHA (u.a. 
Leitung, Verwaltung, ärztliche und pflegerische 
Personal, Vollzugsbeamt: innen in den jeweiligen 
Haftabteilungen) u.a. im Rahmen begleiteter Visi-
ten, insbesondere Absprache hausinterner Verle-
gungen

–	 einzelfallbezogene Absprachen mit dem medizini-
schen Dienst der UHA (Anordnung und Vergabe 
der Medikation) und des Zentralkrankenhauses 
(ZKH) (ggf. Abklärung somatischer Bedarfe)

–	 falls erforderlich Beratung der UHA/des Vollzugs-
dienstes im Umgang mit dieser Patientengruppe

–	 ordnungsgemäße Dokumentation der Behandlung 
im elektronischen Basis-Web oder, sofern noch 
nicht elektronisch erfasst, in der konventionellen 
Papier-Patienten-Akte

–	 Übermittlung täglicher kurzer Befundberichte an 
die Sozialbehörde insbesondere zum Zweck der 
Entscheidung über Fortdauer der einstweiligen 
Unterbringung

–	 Unterstützung der Sozialbehörde i.R. der Kommu-
nikation mit den Gerichten durch die Erstellung 
von Epikrisen, Wahrnehmung gerichtlicher Anhö-
rungen,

–	 Unterstützung der Sozialbehörde durch gemein-
same, kriterienbasierte Auswahl von Patient: innen 
hinsichtlich ihrer Eignung für alternative Unter-
bringungssettings (inkl. Verlegung in Vollzugs
einheiten der Forensischen Klinik der Asklepios 
Klinik Nord Standort Ochsenzoll), um eine maxi-
mal mögliche Verlegungsanzahl in psychiatrische 
Einrichtungen zu realisieren.

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Ausführungsfrist(en):

Vom: 1. Februar 2026 bis: 31. Januar 2028

9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunter
lagen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/ 

ba016e9e-1ac5-4824-b7bd 

10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:

Teilnahme- oder Angebotsfrist:  
11. Dezember 2025, 12.00 Uhr 
Bindefrist: 10. Januar 2026

11)	 Entfällt

12)	 Entfällt

13)	 Entfällt 

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunterla-
gen genannt (§ 43 UVgO):
Wirtschaftlichstes Angebot:�  
UfAB 2018: Einfache Richtwertmethode 

15)	 Bevorzugung von Werkstätten für behinderte Men-
schen und Inklusionsbetrieben:
Der Zuschlag wird auf ein Angebot eines bevorzugten 
Bieters (Werkstätten für behinderte Menschen, Inklu-
sionsbetriebe und anerkannte Blindenwerkstätten) 
erteilt, wenn es mindestens so wirtschaftlich ist, wie das 
ansonsten wirtschaftlichste Angebot eines anderen Bie-
ters. Bei der Beurteilung der Wirtschaftlichkeit der 
Angebote wird der von dem bevorzugten Bieter ange-
botene Preis mit einem Abschlag von 10 % berücksich-
tigt. Zur Errechnung dieses Abschlags muss bei einer 
Bietergemeinschaft angegeben werden, welcher Anteil 
am Gesamtangebot auf den bevorzugten Bieter entfällt. 
Die Eigenschaft als bevorzugter Bieter ist durch Vor-
lage der staatlichen Anerkennung nachzuweisen. 
Inklusionsbetriebe können eine Eigenerklärung abge-
ben, in der das Vorliegen der Voraussetzungen des § 215 
SGB IX dargelegt wird.

Hamburg, den 11. November 2025

Die Behörde für Justiz und Verbraucherschutz 1353

Öffentliche Ausschreibung
Tätigkeit als bevollmächtigte Bezirksschornsteinfegerin/ 

bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger für einen 
Kehrbezirk

In der Freien und Hansestadt Hamburg ist folgender 
Kehrbezirk (KB) mit einer bevollmächtigten Bezirks-
schornsteinfegerin/einem bevollmächtigten Bezirksschorn-
steinfeger zu besetzen:
Bezirksamtsbereich HH-Eimsbüttel: 
KB HH Nr. 306 zum 1. April 2026

Diese Ausschreibung mit der Nummer ÖA-I-452/25 
endet am 3. Dezember 2025 um 9.30 Uhr.

Sie finden die vollständige Ausschreibung mit den erfor-
derlichen Anlagen auf http://www.hamburg.de/bauleistungen/ 
5796074/bauleistungen/

Hamburg, den 12. November 2025

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen1354

Öffentliche Ausschreibung 

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:
Behörde für Inneres und Sport – Polizei – 
Bruno-Georges-Platz 1 
22297 Hamburg 
Deutschland 
+49 40428669210 
ausschreibungen@polizei.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):
Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.
Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.
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4)	 Entfällt

5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 
Leistungserbringung:

Lieferung eines Allradtraktors für den Forsteinsatz mit 
Forstschutz für das Bezirksamt Hamburg-Bergedorf

Die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch 
das Beschaffungs- und Vergabecenter der Behörde für 
Inneres und Sport -organisatorisch angebunden bei der 
Polizei Hamburg- (Vergabestelle), beabsichtigt im Auf-
trag des Bezirksamtes Hamburg-Bergedorf den 
Abschluss eines Vertrages über die Lieferung eines 
Allradtraktors für den Forsteinsatz mit Forstschutz.

Ort der Leistungserbringung: 21035 Hamburg

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung  
(§ 22 UVgO): 

Losweise Ausschreibung: Nein

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Entfällt

9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunter
lagen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/ 

9f6466fc-51ad-4ae7-b266

10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:

Teilnahme- oder Angebotsfrist:  
11. Dezember 2025, 12.00 Uhr

Bindefrist: 30. Januar 2026

11)	 Entfällt

12)	 Entfällt

13)	 Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt

–	 Firmenangaben und Lieferzeit

–	 Angabe zur Mittelstandsförderung (EEA)

–	 Technisches Leistungsverzeichnis (ausgefüllt)

Befähigung zur Berufsausübung:

–	 Identifikationsnummer (EEA)

–	 Eintragung in das Berufs- oder Handelsregister 
(EEA)

–	 Registergericht (EEA)

Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit:

–	 Erklärung zur wirtschaftlichen und finanziellen 
Leistungsfähigkeit (EEA)

–	 Umsatzzahlen (EEA)

Technische und berufliche Leistungsfähigkeit:

–	 Erklärung zu den vorhandenen personellen und 
technischen Mitteln (EE-A)

–	 Erklärung zu vergleichbaren Leistungen (EEA)

–	 Referenzliste über bisher durchgeführte Leistungen 
ähnlicher Art

–	 Erklärung über die Inanspruchnahme einer Eig-
nungsleihe (EEA)

–	 Falls zutreffend: Angaben des Unterauftragnehmers 
zur Eignung

–	 Falls zutreffend: Verpflichtungserklärung Unter-
auftragnehmer

Bedingungen für die Ausführung des Auftrags:

–	 Erklärung über das Nichtvorliegen von Ausschluss-
gründen nach den §§ 123, 124 GWB (EEA)

–	 Beachtung des Preisrechts (EEA)

–	 Verpflichtung zur Zahlung von Steuern, Abgaben 
und Sozialversicherungsbeiträgen (EEA)

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunterla-
gen genannt (§ 43 UVgO):

Niedrigster Preis

15)	 Bevorzugung von Werkstätten für behinderte Men-
schen und Inklusionsbetrieben:

Der Zuschlag wird auf ein Angebot eines bevorzugten 
Bieters (Werkstätten für behinderte Menschen, Inklu-
sionsbetriebe und anerkannte Blindenwerkstätten) 
erteilt, wenn es mindestens so wirtschaftlich ist, wie das 
ansonsten wirtschaftlichste Angebot eines anderen Bie-
ters. Bei der Beurteilung der Wirtschaftlichkeit der 
Angebote wird der von dem bevorzugten Bieter ange-
botene Preis mit einem Abschlag von 10 % berücksich-
tigt. Zur Errechnung dieses Abschlags muss bei einer 
Bietergemeinschaft angegeben werden, welcher Anteil 
am Gesamtangebot auf den bevorzugten Bieter entfällt. 
Die Eigenschaft als bevorzugter Bieter ist durch Vor-
lage der staatlichen Anerkennung nachzuweisen. 
Inklusionsbetriebe können eine Eigenerklärung abge-
ben, in der das Vorliegen der Voraussetzungen des § 215 
SGB IX dargelegt wird.

Hamburg, den 14. November 2025

Die Behörde für Inneres und Sport
– Polizei – 1355

Offenes Verfahren (EU)

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 358-25 SW

Verfahrensart: Offenes Verfahren (EU)

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
2-Feld-Sporthalle, Gymnasium Grellkamp 
Grellkamp 38-40 in 22415 Hamburg

Bauauftrag: Grellkamp 38-40 – Lüftung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 113.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn ca. Mai 2026; 
Fertigstellung ca. Dezember 2026

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
5. Dezember 2025, 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen/.
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Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.
Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 5. November 2025

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 1356

Offenes Verfahren (EU)
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 359-25 AS
Verfahrensart: Offenes Verfahren (EU)
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
2-Feld-Sporthalle, Gymnasium Grellkamp 
Grellkamp 38-40 in 22415 Hamburg
Bauauftrag: Grellkamp 38-40 – Sanitär
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 137.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn ca. Mai 2026; 
Fertigstellung ca. Dezember 2026
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
5. Dezember 2025, 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen/.
Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.
Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 5. November 2025

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 1357

Offenes Verfahren (EU)
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 367-25 CR
Verfahrensart: Offenes Verfahren (EU)
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Gebäude 01 
Bogenstraße 36 in 20144 Hamburg
Bauauftrag: Bogenstraße 36 – Starkstrom
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 791.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn ca. März 2026; 
Fertigstellung ca. Januar 2027
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
5. Dezember 2025, 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen/.
Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.
Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 5. November 2025

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 1358
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Offenes Verfahren (EU)

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 368-25 CR

Verfahrensart: Offenes Verfahren (EU)

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Gebäude 01 
Bogenstraße 36 in 20144 Hamburg

Bauauftrag: Bogenstraße 36 – Dachdecker

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 645.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn ca. April 2026; 
Fertigstellung ca. November 2026

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
5. Dezember 2025, 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen/.

Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.

Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 5. November 2025

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 1359

Offenes Verfahren (EU)

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 369-25 IE

Verfahrensart: Offenes Verfahren (EU)

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Gebäude 01 
Bogenstraße 36 in 20144 Hamburg

Bauauftrag: Bogenstraße 36 – erw. Rohbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 615.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn ca. Februar 2026; 
Fertigstellung ca. Oktober 2026
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
5. Dezember 2025, 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen/.
Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.
Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 5. November 2025

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 1360

Offenes Verfahren (EU)
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 370-25 IE
Verfahrensart: Offenes Verfahren (EU)
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Abbruch Gebäude 1 
Kirchwerder Hausdeich 341 in 21037 Hamburg
Bauauftrag: Kirchwerder Hausdeich 341 – Abbruch
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 816.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung ca. März 2026
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
5. Dezember 2025, 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
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Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen/.
Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.
Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 5. November 2025

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 1361

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 163-25 AS
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Erweiterung und Umbau Mensa 
Stockflethweg 160 in 22417 Hamburg
Bauauftrag: Stockflethweg 160 – Holzbau
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 135.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn ca. Mai 2026; 
Fertigstellung ca. Juli 2026
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
5. Dezember 2025, 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen
Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.
Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 

direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg. den 6. November 2025

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 1362

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 164-25 IE

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Erweiterung und Umbau Mensa 
Stockflethweg 160 in 22417 Hamburg

Bauauftrag: Stockflethweg 160 – Rohbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 110.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn ca. März 2026; 
Fertigstellung ca. Mai 2026

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
5. Dezember 2025, 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen

Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.

Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
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die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg. den 6. November 2025

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 1363

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 165-25 AS

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Erweiterung und Umbau Mensa 
Stockflethweg 160 in 22417 Hamburg

Bauauftrag: Stockflethweg 160 – Dachdecker

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 78.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn ca. Juni 2026; 
Fertigstellung ca. Juli 2026

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
4. Dezember 2025, 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen

Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.

Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. November 2025

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 1364
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Gerichtliche Mitteilungen

Terminsbestimmung:
717 K 21/24. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Freitag, 23. 
Januar 2026, 10.00 Uhr, Sitzungssaal 
157, Amtsgericht Hamburg-Wandsbek, 
Schädlerstraße 28, 22041 Hamburg, 
öffentlich versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Meiendorf Mit
eigentumsanteil verbunden mit Son
dereigentum ME-Anteil 228/10000, 
Sondereigentums-Art Wohnung, SE- 
Nummer 16, Blatt 4506 an Grundstück 
Gemarkung Meiendorf, Flurstück 1721, 
Wirtschaftsart und Lage Hof- und 
Gebäudefläche, Anschrift Nydamer 
Ring 9, 2.290 m².

Objektbeschreibung/Lage laut An- 
gabe des Sachverständigen: Zweizim-
merwohnung im III. Obergeschoss 
rechts, etwa 61,55 m², ein Kellerraum ist 
zugeordnet, Baujahr etwa 1970, Ölzen
tralheizung, Warmwasser über Elektro-
einzelgeräte. Die Ausstattung ist zeitge-
mäß, aber vernachlässigt. Die Wohnung 
wird vom Eigentümer bewohnt.

Verkehrswert: 210.000,– Euro

Der Versteigerungsvermerk ist am 
18. Juli 2024 in das Grundbuch einge- 
tragen worden.

Aufforderung

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster- 
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei- 
lung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übri-
gen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei- 
gerung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent- 
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver- 
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen- 
standes tritt.

Hamburg, den 21. November 2025

Das Amtsgericht 
Hamburg-Wandsbek

Abteilung 717 1365

Terminsbestimmung:
717 K 48/24. Zum Zwecke der Auf-

hebung der Gemeinschaft soll am Frei- 
tag, 30. Januar 2026, 10.00 Uhr, Sit- 
zungssaal 157, Amtsgericht Hamburg- 
Wandsbek, Schädlerstraße 28, 22041 
Hamburg, öffentlich versteigert wer- 
den:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Tonndorf-Lohe 
Gemarkung Tonndorf-Lohe, Flurstück 
630, Wirtschaftsart und Lage Gebäude- 
und Freifläche, Anschrift Sonnenred-
der 68, 735 m², Blatt 1332.

Objektbeschreibung/Lage (laut An
gabe des Sachverständigen): Das 
Grundstück ist mit einem vollunterkel-
lerten, eingeschossigen Einfamilien-
haus mit ausgebautem Dachgeschoss 
bebaut. Baujahr etwa 1956, Wohnfläche 
etwa 134 m². Gaszentralheizung, Warm-
wasser über Durchlauferhitzer. Einfa-
cher bis mittlerer Ausstattungsstan-
dard. Am Tag des Ortstermins (8. Mai 
2025) war das Objekt unbewohnt.

Verkehrswert: 525.000,– Euro.

Das über den Verkehrswert des 
Grundbesitzes eingeholte Gutachten 
kann auf der Geschäftsstelle, Zimmer 
115 oder 121, montags, dienstags, don- 
nerstags und freitags von 9.00 Uhr bis 
12.00 Uhr eingesehen werden. Telefon: 
040 / 4 28 81 - 27 02 /oder - 33 22. Mitt- 
wochs keine Sprechzeiten. Infos auch 
im Internet unter www.zvg.com.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
16. Dezember 2024 in das Grundbuch 
eingetragen worden.

Aufforderung

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Antragsteller widerspricht, glaub-
haft zu machen, widrigenfalls sie bei 
der Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses den 
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteige-
rung des Grundstücks oder des nach 
§  55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-

fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 21. November 2025

Das Amtsgericht 
Hamburg-Wandsbek

Abteilung 717 1366

Aufgebot
über die Anlegung von 

Grundbuchblättern für bislang nicht 
im Grundbuch eingetragene 

Grundstücke

Altona-Nordwest Blatt 5585-1. Das 
nachstehend näher bezeichnete Grund-
stück, welches kein Blatt im Grund-
buch hat, soll nunmehr in das Grund-
buch eingetragen werden:

Gemarkung: Altona-Nordwest, Flur
stück: 447, Wirtschaftsart: Sportanlage, 
Straßenverkehrsfläche, Lage: Schom-
burgstraße 17, Schumacherstraße, 
Größe: 76 m².

Als Eigentümer soll eingetragen 
werden: Freie und Hansestadt Ham-
burg.

Auf Grund der §§ 116 bis 121 der 
Grundbuchordnung in der Fassung 
vom 26. Mai 1994 werden alle Personen, 
die beschränkte dingliche Rechte oder 
sonstige Eigentumsbeschränkungen an 
diesem/diesen Grundstück/en in An
spruch nehmen, auf die bevorstehende 
Anlegung des Grundbuchblattes auf-
merksam gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass 
nach Ablauf von zwei Monaten die 
Anlegung des Grundbuchblattes ohne 
Berücksichtigung des in Anspruch 
genommenen Rechts erfolgen wird, 
wenn dieses nicht vor Ablauf der vorbe-
zeichneten Frist bei dem Grundbuch
amt angemeldet und entweder durch 
öffentliche oder öffentlich beglaubigte 
Urkunden, deren erklärter Inhalt vom 
Eigentümer stammt, nachgewiesen 
oder von dem Eigentümer anerkannt 
ist.

Hamburg, den 13. November 2025

Das Amtsgericht Hamburg-Altona
– Grundbuchamt – 1367

2175



Offenes Verfahren

Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: GMH VOB OV 123-25 IE

Verfahrensart: Offenes Verfahren (EU)

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Außenanlagen Sanierung der Freianlagen 
Rahmwerder Straße 3 in 21109 Hamburg

Bauauftrag: Rahmwerder Straße 3 – GaLa-Bau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 1.202.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn ca. Februar 2026; 
Fertigstellung ca. März 2027

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
9. Dezember 2025, 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
Einkauf@gmh.hamburg.de

Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  

https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen

Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.

Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Auskunftserteilung“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Auskunftserteilung“ wäh-
rend des Verfahrens finden Sie zudem auf der Homepage 
von GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH unter: 
https://gmh-hamburg.de

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 9. November 2025

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH1368
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Sonstige Mitteilungen
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